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Sehr geehrte(r) Frau/Herr ………..!

Am 17. November 2015 werden Sie als Mitglied der Bildungsreformkommission ein Bildungsreformpaket mit beschließen, welches die Weichen für Österreichs Bildungssystem stellen soll. Das Kernziel besteht in vermehrter Schulautonomie, mit dem Ziel, den Schulen mehr Freiheit und Verantwortung zu geben.

Im Expertenbericht der Bildungsreformkommission wird u.a. auch ein Ende der finanziellen Diskriminierung der autonomen Schulen in freier Trägerschaft gegenüber anderen Schulen (z. B. konfessionelle Privatschulen) gefordert.

In der Praxis geschieht genau das Gegenteil: Seit 2012 wurden die Bundesförderungen der Freien Schulen mit Öffentlichkeitsrecht um 25% gekürzt, pro SchülerIn und Jahr erhalten wir nur mehr ca. 750, Euro, das sind nicht einmal 10% der Kosten je SchülerIn an einer NMS!

Das bedroht unsere Schulen existenziell und deshalb bitten wir Sie dringend, sich dafür einzusetzen, dass 

– Schulen in freier Trägerschaft mit Öffentlichkeitsrecht einen Rechtsanspruch auf Abdeckung ihrer Kosten in Höhe der durchschnittlichen Kosten anderer Schulen haben

sowie

– Schulen in freier Trägerschaft volle Autonomie für die Umsetzung ihrer jeweiligen pädagogischen Inhalte im Rahmen ihrer genehmigten Lehrpläne und Statuten genießen können.

Zur Zeit verhindert der § 21 Privatschulgesetz aus dem Jahre 1962 die Umsetzung des Artikels 14 (3) der europäischen Charta der Grundrechte - Recht auf Bildung: Die Freiheit zur Gründung von Lehranstalten unter Achtung der demokratischen Grundsätze sowie das Recht der Eltern, die Erziehung und den Unterricht ihrer Kinder entsprechend ihren eigenen religiösen, weltanschaulichen und erzieherischen Überzeugungen sicherzustellen.

Die extrem niedrige Förderung von Schulen in Freier Trägerschaft in Österreich erschwert zurzeit die gesetzlich garantierte freie Schulwahl bzw. verunmöglicht diese für Eltern mit niedrigem Einkommen.

Ich bitte Sie, sich dafür einzusetzen, dass die oben genannten Punkte im Reformpaket berücksichtigt werden, damit unsere Schulen wie in fast allen europäischen Ländern auf einer gesicherten rechtlichen und finanziellen Basis auch in Zukunft zur Weiterentwicklung unseres Bildungssystems beitragen können.

Mit herzlichen Grüßen
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